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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.03.2010 

Geschäftszahl 

2009/16/0119 

Rechtssatz 

Da die Asylanträge der Beschwerdeführerin und ihres Ehemannes vor dem 1. Jänner 2006 gestellt wurden und 
deren Asylverfahren zufolge der Berufungen gegen die Bescheide des Bundesasylamtes vom 14. November 
2003 am  31. Dezember 2005 noch anhängig waren und erst durch die im zweiten Rechtsgang erlassenen 
Bescheide des Bundesasylamtes am 8. Mai 2009 und vom 11. Mai 2009 beendet wurden, ist im vorliegenden 
Beschwerdefall noch § 3 FLAG idF des Pensionsharmonisierungsgesetzes anzuwenden. Die tatsächliche 
Asylgewährung mit den Bescheiden des Bundesasylamtes vom 8. und 11. Mai 2009 kann erst ab Mai 2009 
bewirken, dass der entsprechende Tatbestand des § 3 Abs. 2 FLAG idF des Pensionsharmonisierungsgesetzes 
erfüllt ist, und führt zu keiner rückwirkenden Entstehung des Anspruches auf Familienbeihilfe (vgl. etwa die hg. 
Erkenntnisse vom 8. Februar 2007, 2006/15/0098, VwSlg 8202 F/2007, und vom 25. Juni 2008, 2008/15/0177). 


